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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 SB 9/01
Datum 09.01.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 SB 14/02
Datum 15.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom
09.01.2002 abgeÃ¤ndert.
II. Der Beklagte wird verpflichtet, beim KlÃ¤ger die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "RF" festzustellen.
III. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
IV. Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zur HÃ¤lfte zu erstatten.
V. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob dem KlÃ¤ger die Merkzeichen G und RF zustehen.

Bei dem 1949 geborenen KlÃ¤ger hatte das Amt fÃ¼r Versorgung und
FamilienfÃ¶rderung (AVF) Bayreuth mit Bescheid vom 29.11.1999 als
Behinderungen mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 90 festgestellt: 1.
BeeintrÃ¤chtigung der Gehirnfunktion, seelische Krankheit 2. S-fÃ¶rmige Skoliose
der WirbelsÃ¤ule mit degenerativen VerÃ¤n derungen und Bandscheibenschaden 3.
Chronisch-obstruktive LungenventilationsstÃ¶rung mit rezidi vierender
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Bronchitissymptomatik 4. Chondropathia patellae mit O-Beinstellung beider
Kniegelenke 5. Chronisches Magenleiden.

Der KlÃ¤ger stellte am 09.05.2000 einen Antrag auf Eintragung des Merkzeichens G
und am 11.10.2000 auf zusÃ¤tzliche Zuerkennung des Merkzeichens RF. Er
begrÃ¼ndete dies mit einer Verschlimmerung des rechten Knies, das wegknicke
und schwerer Beine aufgrund eines Sturzes sowie unter Vorlage verschiedener
Ã¤rztlicher Unterlagen wegen KonzentrationsstÃ¶rungen und einer depressiven
Neurose. Der Beklagte holte Befundberichte des Internisten Priv.-Doz. Dr.K. vom
04.10.2000 und des Chirurgen Dr.S. vom 31.10.2000 ein und anerkannte
entsprechend der Stellungnahme des Internisten Dr.S. vom 20.12.2000 mit
Bescheid vom 28.12.2000 als Behinderungen mit einem GdB von 100: 1.
BeeintrÃ¤chtigung der Gehirnfunktion, seelische Krankheit 2. Funktionsbehinderung
der WirbelsÃ¤ule, degenerative VerÃ¤nde rungen, BandscheibenschÃ¤den,
Nervenwurzelerscheinungen, WirbelsÃ¤ulenverformung 3. Funktionsbehinderung
beider Kniegelenke 4. Chronische Bronchitis, LungenfunktionseinschrÃ¤nkung 5.
Magenerkrankung. Merkzeichen gewÃ¤hrte er nicht.

Der Widerspruch war erfolglos (Widerspruchsbscheid vom 07.06.2001).

Mit der Klage zum Sozialgericht Bayreuth (SG) hat der KlÃ¤ger weiterhin die
Zuerkennung der Merkzeichen G und RF geltend gemacht. Das SG hat nach
Einholung von Befundberichten des Neurologen und Psychiaters Dr.G. vom Juli
2001, des Chirurgen Dr.S. vom 18.07.2001, des Internisten Priv.Doz. Dr.K. vom
26.07.2001 und der AllgemeinÃ¤rzte Dres.B. vom 01.08.2001 den Internisten Dr.T.
gehÃ¶rt (Gutachten vom 09.01.2001). Dieser hat beim KlÃ¤ger eine
hypochondrische Depression und eine Prozesspsychose sowie degenerative
VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule, eine Chondropathia patellae, eine chronische
obstruktive Lungenerkrankung und eine Magenerkrankung festgestellt. Diese
VerÃ¤nderungen wirkten sich jedoch nicht erheblich gehbehindernd aus. Der
KlÃ¤ger kÃ¶nne ortsÃ¼bliche Wegstrecken (2 km in 30 Minuten) zurÃ¼cklegen. Der
KlÃ¤ger sei auch nicht auÃ�er Stande, an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen
teilzunehmen. Bei dem eher Ã¤ngstlichen und besorgten Verhalten ergÃ¤ben sich
keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine StÃ¶rung von Veranstaltungen. Das SG hat die Klage
mit Urteil vom 09.01.2002 abgewiesen und sich im Wesentlichen auf das Gutachten
des Dr.T. gestÃ¼tzt.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und wegen der Schwere
seiner Erkrankungen weiterhin die Zuerkennung der Merkzeichen G und RF begehrt.
Er hat insbesondere geltend gemacht, dass er aufgrund von SchmerzzustÃ¤nden,
die sich bereits nach kurzer Bewegungszeit von max. 5 â�� 7 Minuten einstellten,
nicht in der Lage sei, eine Wegstrecke von 2 km zurÃ¼ckzulegen und er auch unter
Einlegen von Pausen nicht in der Lage sei, eine Gehdauer von einer halben Stunde
zu bewÃ¤ltigen. Wegen psychischer StÃ¶rungen und VerfolgungsÃ¤ngste bestehe
eine Hemmschwelle, so dass er nicht in der Lage sei, ohne Vertrauensperson, die
die Funktion einer Begleitperson wahrnehme, an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen
teilzunehmen.
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Der vom Senat mit Gutachten vom 28.03.2003 gehÃ¶rte OrthopÃ¤de Dr.D. hat die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens G
verneint. Die Bemessung des Gesamt-GdB des orthopÃ¤dischen Gebietes sei mit 30
anzusetzen. Der fÃ¼r den beidseitigen HÃ¼ftgelenksbefund angesetzte GdB von 10
sowie fÃ¼r den Kniegelenksbefund rechts und Sprunggelenksbefund rechts
angesetzte GdB von jeweils 10 gingen in dem GdB von 30 des
WirbelsÃ¤ulenbefundes auf. Das rechte Kniegelenk lasse sich in einem fast vÃ¶llig
normalen AusmaÃ� frei bewegen. Das BewegungsausmaÃ� beider HÃ¼ftgelenke
sei gut, nur das Bewegen in den Endstellungen sei schmerzhaft. Die am 02.08.1985
erlittene AuÃ�enknÃ¶chelfraktur des rechten FuÃ�es habe zu einer EinschrÃ¤nkung
der Bewegungsfunktion um 1/3 gefÃ¼hrt, die Wadenmuskulatur sei aber nur
minimal schwÃ¤cher als an der Gegenseite. Das klinisch beobachtete Gangbild sei
auf ebenem Boden komplikationslos.

Wegen der beim KlÃ¤ger diagnostizierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung hat der Senat
ein weiteres Gutachten durch die Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie
Dipl.-Medizinerin L. eingeholt. Diese hat in ihrem Gutachten vom
01.12.2003/05.05.2004 eine schwere schizophrene Psychose mit chronischen
Verfolgungsideen und akustischen Halluzinationen festgestellt und die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens RF
bejaht. Zwar mache der KlÃ¤ger tÃ¤glich EinkÃ¤ufe und gehe zum Dart-Club, er
kÃ¶nne aber aufgrund seiner psychiatrischen Leiden an Ã¶ffentlichen
Veranstaltungen stÃ¤ndig nicht teilnehmen, da die psychische Erkrankung eine
psychotische Dekompensation bei Stressbelastung erwarten lieÃ�e. Man mÃ¼sse
davon ausgehen, dass der KlÃ¤ger bei Besuch Ã¶ffentlicher Veranstaltungen durch
seine paranoiden Verkennungen eine erhebliche motorische Unruhe entwickle.
Lautes Sprechen und auch aggressives Verhalten seien zu erwarten.

Der Beklagte hat sich mit Stellungnahmen der Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie Dr.F. vom
16.01.2004 und des Neurologen und Psychiaters Priv.Doz. Dr.K. vom 08.06.2004
gegen das Gutachten der Diplommedizinerin L. gewandt. Im Hinblick darauf, dass
der KlÃ¤ger allein lebe, sich selbst versorge, EinkÃ¤ufe selbststÃ¤ndig tÃ¤tige, zu
einem Dart-Club gehe und dort Bekannte treffe, sei davon auszugehen, dass er
auch an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen teilnehmen kÃ¶nne.

Mit einem am 14.03.2005 beim Senat eingegangenen Schreiben hat der KlÃ¤ger
beantragt, ihm neben den Merkzeichen G und RF auch die Merkzeichen B und H
zuzuerkennen.

Der Beklagte hat sich in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 15.03.2005 einer
Klageerweiterung iS einer KlageÃ¤nderung widersetzt. Auf Hinweis des Senats, dass
nach der Rechtsprechung des BSG (SozR 3-3870 Â§ 4 Nr 26) auch demjenigen
Behinderten das Merkzeichen RF zuzuerkennen ist, der wegen einer psychischen
StÃ¶rung stÃ¤ndig an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen nicht teilnehmen kann und
diese Voraussetzungen nach den AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen L. beim
KlÃ¤ger vorliegen, hat der Beklagte die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Zuerkennung des Merkzeichens RF anerkannt und sich bereit erklÃ¤rt, einen
Bescheid Ã¼ber die GewÃ¤hrung des Merkzeichens RF ab Antragstellung zu
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erteilen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom
09.01.2002 aufzuheben und den Bescheid des Beklagten vom 28.12.2000 idF des
Widerspruchsbescheides vom 07.06.2001 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verurteilen, bei ihm die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung
der Merkzeichen G, B, H und RF festzustellen.

Der Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialge
richts Bayreuth vom 09.01.2002 zurÃ¼ckzuweisen.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf den Inhalt der Schwerbehindertenakten
sowie die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die hinsichtlich der Merkzeichen G und RF eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig und
teilweise begrÃ¼ndet. Die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung des Merzeichens
RF liegen beim KlÃ¤ger vor, die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen G sind jedoch zu verneinen.

Die am 14.03.2005 beantragte Zuerkennung der Merkzeichen B und H stellt eine
unzulÃ¤ssige KlageÃ¤nderung iSd Â§ 99 Abs 1 SGG dar. Die Berufung ist insoweit
zurÃ¼ckzuweisen. Denn der Beklagte hat in die KlageÃ¤nderung nicht eingewilligt
und der Senat hat sie nicht fÃ¼r sachdienlich gehalten, weil es sich bei den
begehrten Merkzeichen B und H um selbststÃ¤ndige StreitgegenstÃ¤nde handelt,
Ã¼ber die der Beklagte verwaltungsmÃ¤Ã�ig noch nicht entschieden hat.

Das Merkzeichen RF ist dem KlÃ¤ger zuzuerkennen. Dieses ist in den Ausweis
einzutragen, wenn der Schwerbehinderte die landesrechtlich festgelegten
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung von der
RundfunkgebÃ¼hrenpflicht erfÃ¼llt. Da die Beklagte die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen RF anerkannt hat (Â§Â§ 153 Abs 1 Â§ 202
SGG iVm Â§Â§ 307, 313 b ZPO), der KlÃ¤ger jedoch dieses Anerkenntnis nicht
angenommen hat (vgl Â§ 101 Abs 2 SGG), war der Beklagte durch
(Teil-)anerkenntnisurteil dem Anerkenntnis gemÃ¤Ã� zu verurteilen (Â§ 307 Abs 1
ZPO). Insoweit bedarf es nicht des Tatbestandes und der EntscheidungsgrÃ¼nde
(Â§ 313 b Abs 1 ZPO). Deshalb sieht der Senat von einer BegrÃ¼ndung hinsichtlich
der GewÃ¤hrung des Merkzeichens RF ab.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt nicht die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Zuerkennung des Merkzeichens G. Voraussetzung hierfÃ¼r ist das Vorliegen einer
erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr. Der
KlÃ¤ger muss in seinem GehvermÃ¶gen durch seine GesundheitsstÃ¶rungen so
stark eingeschrÃ¤nkt sein, dass er Wegstrecken, die im Ortsverkehr Ã¼blicherweise
noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden, nicht mehr zu bewÃ¤ltigen vermag. Nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) gilt als ortsÃ¼bliche Wegstrecke
eine Strecke von 2 km, die in etwa einer halben Stunde zurÃ¼ckgelegt wird (BSG
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SozR 3870 Â§ 59 Nr 1). Die Frage, ob eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr vorliegt, ist anhand der tatsÃ¤chlichen
Auswirkungen der medizinisch festgestellten FunktionsausfÃ¤lle zu beurteilen.

Nach den Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht 2004 (AHP 2004,
RdNr 30, S 137 â�� 139) sind die Voraussetzungen fÃ¼r die Annahme einer
erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr
infolge einer behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens als
erfÃ¼llt anzusehen, wenn auf die GehfÃ¤higkeit sich auswirkende
FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der LendenwirbelsÃ¤ule
bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB um wenigstens 50 bedingen. DarÃ¼ber hinaus
kÃ¶nnen die Voraussetzungen bei Behinderungen an den unteren GliedmaÃ�en mit
einem GdB von unter 50 gegeben sein, wenn diese Behinderungen sich auf die
GehfÃ¤higkeit besonders auswirken, z.B. Versteifung des HÃ¼ftgelenkes,
Versteifung des Knie- oder FuÃ�gelenks in ungÃ¼nstiger Stellung, arterielle
Verschlusskrankheiten mit einem GdB von 40. Bei inneren Leiden ist eine erhebliche
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit vor allem bei HerzschÃ¤den mit einer
EinschrÃ¤nkung der Herzleistung wenigstens nach Gruppe 3 der Anhaltspunkte
gegeben (aaO RdNr 26.9, S 71 â�� 72). Die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
die GewÃ¤hrung des Merkzeichens G kÃ¶nnen auch vorliegen, wenn sich
Behinderungen auf orthopÃ¤dischem und internistischem Gebiet verstÃ¤rken (so
BayLSG, Urteil vom 16.10.1996, L 11 Vs 93/95).

Aus orthopÃ¤discher Sicht liegen die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G
nach den Feststellungen des vom Senat gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen Dr.D. nicht
vor. Danach ist der KlÃ¤ger aufgrund des festgestellten klinischen Befundes seiner
GehfÃ¤higkeit in der Lage, ohne erhebliche Schwierigkeiten oder auch ohne
Gefahren fÃ¼r sich oder andere Personen Wegstrecken im Ortsverkehr
zurÃ¼ckzulegen, die Ã¼blicherweise zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden (2 km in etwa
30 Minuten). Die Behinderungen auf orthopÃ¤dischem Gebiet werden von Dr.D.
insgesamt lediglich mit einem GdB von 30 bewertet. Bei der Untersuchung war das
klinisch beobachtete Gangbild auf ebenem Boden komplikationslos. Zwar war die
Bewegungsfunktion des rechten FuÃ�gelenkes um ein Drittel nach
AuÃ�enknÃ¶chelfraktur vom 02.08.1985 eingeschrÃ¤nkt. Die Wadenmuskulatur war
jedoch nur minimal schwÃ¤cher als an der Gegenseite. Dies spricht nach den
Feststellungen des Dr.D. fÃ¼r eine etwa gleichmÃ¤Ã�ige Belastung beider Beine.
Im rechten Kniegelenk fand sich zwar ein Kniescheiben-Verschiebeschmerz, aber
eine stabile Bandverbindung und kein Gelenkerguss. Das Kniegelenk lieÃ� sich in
einem fast vÃ¶llig normalen AusmaÃ� frei bewegen. Das BewegungsausmaÃ�
beider HÃ¼ftgelenke war gut. Auch die Behinderungen auf internistischem Gebiet
(chronische Bronchitis, LungenfunktionseinschrÃ¤nkung und Magenerkrankung)
sind nicht so gravierend, dass sich hieraus eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der
GehfÃ¤higkeit ableiten lieÃ�. Die anerkannte chronische Bronchitis mit
LungenfunktionseinschrÃ¤nkung ist vom Beklagten lediglich mit einem Einzel-GdB
von 20 bewertet. Die mit einem Einzel-GdB von 10 eingeschÃ¤tzte
Magenerkrankung hat keine Auswirkungen auf die GehfÃ¤higkeit. Der
SachverstÃ¤ndige Dr.T. konnte keine EinschrÃ¤nkungen der GehfÃ¤higkeit durch
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diese Behinderungen feststellen.

Der Beklagte wird â�� wie in der mÃ¼ndlichen Verhandlung zugesagt â�� noch
Ã¼ber die beantragten Merkzeichen B und H rechtsbehelfsmÃ¤Ã�ig entscheiden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 sind
nicht ersichtlich.

Erstellt am: 01.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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